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Geſetz- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 35. >—— 


(Nr. 8662.) Vertrag zwiſchen Preußen und Sachfen- Altenburg wegen Anlage einer Eiſenbahn 
von Eiſenberg nach dem Bahnhof Croſſen der Weißenfels⸗Geraer Eiſenbahn. 
Vom 28. Juli 1879. 


Scene Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und Seine Hoheit 
der Herzog von Sachjen- Altenburg, von dem Wunſche geleitet, die Eifenbahn- 
verbindungen zwiſchen den beiderſeitigen Staatsgebieten zu vermehren, haben 
behufs einer hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Carl Siegmund 
Urſinus, 
Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Altenburg: 
Höchſtihren Regierungsrath Carl Friedrich Haſe, 
welche unter Vorbehalt der Ratifikation folgenden Vertrag abgeſchloſſen haben. 


Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche und die Hersh Sachſen⸗Altenburgiſche Re⸗ 
gierung ſind übereingekommen, eine Eiſenbahn von Eiſenberg nach Croſſen zu— 
zulaſſen und zu fördern. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird die Konzeſſion zum Bau und 
Betriebe der Bahn für die in Ihrem Gebiete belegene Strecke derſelben Aktien⸗ 
Gb ertheilen, welche für die Strecke im Herzoglich Sachſen-Altenburgiſchen 

ebiete konzeſſionirt werden wird. 


Artikel II. 


Für den Bau und Betrieb der Bahn ſind die Bahnordnung für Deutſche 
Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878 (publizirt im Central⸗ 
blatt für das Deutſche Reich Nr. 24 vom 14. Juni 1878) und die dazu ergehen⸗ 
den ergänzenden und abändernden Beſtimmungen (efr. $. 55 daſelbſt) maßgebend. 


Artikel III. 


Die Genehmigung und Feſtſtellung des Bauprojektes innerhalb jedes 
Staatsgebietes bleibt der betreffenden Regierung überlaſſen. Der Punkt, wo die 
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Bahn die beiderſeitigen Landesgrenzen überſchreiten wird, ſoll nöthigenfalls durch 
deshalb abzuordnende beiderſeitige techniſche Kommiſſarien näher beſtimmt werden. 


Artikel IV. 


Die Spurweite der zu erbauenden Eiſenbahn ſoll in Uebereinſtimmung 
mit den anſchließenden Bahnen überall gleichmäßig 1,435 Meter im Lichten 
der Schienen betragen, auch der Bau und das geſammte Betriebsmaterial ſo 
eingerichtet werden, daß die Transportmittel ungehindert nach allen Seiten über⸗ 


ehen können. 
5 Artikel V. 


Für den Fall, daß der Erwerb der zur Anlage der Bahn erforderlichen 
Grundſtücke durch gütliche Vereinbarung unter den Betheiligten nicht zu erreichen 
iſt, wird jede der Hohen Regierungen für Ihr Gebiet der Eiſenbahngeſellſchaft 
das Expropriationsrecht verleihen. 


Artikel VI. 


Die von einer der Hohen kontrahirenden Regierungen geprüften Betriebs⸗ 
mittel werden ohne weitere Reviſion auch im Gebiete der anderen Regierung zu⸗ 


elaſſen werden. 
2 Artikel VII. 


Die Königlich Preußiſche Regierung iſt damit einverſtanden, daß die zu 
konzeſſionirende Eiſenbahngeſellſchaft ihr Domizil und den Sitz 1551 Central⸗ 
verwaltung im Herzogthum Sachſen-Altenburg nimmt, und daß das ee 
und ſtatutariſche Auffichtsrecht des Staats in ug auf alle Maßnahmen, welche 
die Verhältniſſe der Geſellſchaft als ſolcher und die Verwaltung und den Betrieb 
ihres Unternehmens im Allgemeinen — z. B. die Abänderung der Geſellſchafts— 
ſtatuten, die Erweiterung des Unternehmens, die Emiſſion von Prioritäts⸗ 
Obligationen, die Dotirung des Reſerve- und Erneuerungsfonds, der Erlaß von 
Ausf rung bestimmungen zu den für die Eiſenbahnen Deutſchlands ſeitens des 
Reichs erlaſſenen Reglements ꝛc., insbeſondere zu dem Betriebs- und Bahn⸗ 
polizei⸗Reglement — betreffen, lediglich von der Herzoglich Sachſen⸗Altenburgi⸗ 
ſchen Regierung ausgeübt wird. Ingleichen ſoll die Feftfepung der Fahrpläne 
und die Genehmigung der Transportpreife auch für die auf Königlich Preußiſchem 
Gebiete belegene Bahnſtrecke lediglich der Herzoglich Sachſen-Altenburgiſchen 
Regierung zustehen. Es ſoll jedoch im Perſonen- und im Güterverkehr zwiſchen 
den beiderſeitigen Unterthanen hinſichtlich der Zeit der Abfertigung oder hinſichtlich 
der Beförderungspreiſe kein Unterſchied gemacht werden. ’ 

Die Eiſenbahngeſellſchaft iſt verpflichtet, auf Verlangen der Herzoglich 
Sachſen⸗Altenburgiſchen Regierung den Einpfennigtarif für Kohlen und Koaks 
und eventuell für die übrigen im Artikel 45 der Verfaſſung des Deutſchen Reichs 
bezeichneten Gegenſtände bei Transporten auf größeren Ea einzuführen. 

Im Uebrigen übt jede der Hohen kontrahirenden Regierungen für Ihr 
Be gegenüber der Eiſenbahngeſellſchaft die ſtaatlichen Hoheits- und Aufſichts⸗ 
rechte aus. 
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In allen Fällen, wo eine en Ausübung des ſtaatlichen Aufſichts⸗ 
rechts im Intereſſe des Eiſenbahnver 
Regierungen eine Verſtändigung unter Sich herbeiführen. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Verkehr 
dwiſchen Ihr und der Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie die Handhabung der Ihr über 
ie in Preußen belegene Bahnſtrecke zuſtehenden Hoheits⸗ und Auffichtsrechte einer 
Behörde zu übertragen. Dieſe Behörde hat die 0 ihrer Regierung zu 
der Eiſenbahngeſellſchaft in allen Fällen zu vertreten, ie nicht zum direkten 
Einſchreiten der kompetenten Königlich Preußiſchen Polizei- oder Gerichtsbehörden 
Rahn find. Die Eiſenbahngeſellſchaft hat ſich bei Angelegenheiten territorialer 

atur, welche hiernach von der betreffenden Königlich Preußiſchen Behörde reſſor⸗ 

tiren, an dieſe zu wenden. Die gedachten Funktionen können von der Königlich 
Preußiſchen Regierung auch einem beſonderen Kommiſſarius übertragen werden. 

Die Eiſenbahngeſellſchaft iſt verpflichtet, auf Verlangen der Königlich 
Preußiſchen . innerhalb des Preußſeg Staatsgebietes Domizil zu 
wählen und in dieſem Domizil ein Organ zu eſtellen, welches fie dem Preußi⸗ 
ſchen Staate und dem Publikum gegenüber in allen die Bahn betreffenden An⸗ 
gelegenheiten mit unbeſchränkter Vollmacht zu vertreten befugt und verpflichtet iſt. 

Wegen aller Entſchädigungsanſprüche, welche gegen die Eiſenbahngeſellſchaft 
aus Anlaß der Anlage oder des Betriebs der Bahn, ſoweit ſolche auf Königlich 
Preußiſchem Gebiete belegen iſt, geltend gemacht werden, iſt ſie der Königlich 
Preußiſchen Gerichtsbarkeit unterworfen und ſollen die gegen jenes Geſellſchafts⸗ 
organ in Vertretung der Eiſenbahngeſellſchaft rechtskräftig ergehenden gericht⸗ 
lichen und administrativen Entſcheidungen ohne Weiteres gegen die Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft verbindlich und vollſtreckbar fan, 


Artikel VIII. 


Die Königlich Preußiſche 9 8 wird von dem Betriebe der in Ihrem 
Gebiete belegenen Bahnſtrecke eine 1 e nach Maßgabe des Preußiſchen Ge⸗ 
ſetzs vom 16. März 1867 erheben und bei Berechnung derſelben den aus dem 
Verhältniſſe der Streckenlängen in beiden Gebieten ſich ergebenden Theil des Anlage⸗ 
kapitals, beziehungsweiſe die auf dieſen Theil des Anlagekapitals entfallende, glei 
falls nach dem Verhältniß der Streckenlängen ermittelte Quote der aus dem Betriebe 
ſich ergebenden Reineinnahme als ſteuerpflichtigen Reinertrag zu Grunde legen. 

h ie Erhebung erfolgt alljährlich poſtnumerando und zwar zum erſten Male 
für das auf die Betriebseröffnung folgende, mit dem 1. Januar beginnende 
Nechnungsjahr. Die Herzoglich Sachſen⸗Altenburgiſche Regierung wird der 
Königlich Preußiſchen Regierung die Berechnung des Reinertrages der Bahn all⸗ 
jährlich und zwar ſpäteſtens vier Monate nach Ablauf des betreffenden Jahres mit⸗ 
theilen und die Abführung der Abgabe an die von der Königlich Preußiſchen 
Regierung zu bezeichnende Kaſſe anordnen. 


Artikel IX. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der a in jedem Staatsgebiete kom⸗ 
petenten Behörden nach Maßgabe der in Artikel II bezeichneten Bahnordnung 
(Nr. 8662.) 


ehrs liegt, werden die Hohen kontrahirenden 
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gehandhabt. Die in den verſchiedenen Staatsgebieten ſtationirten Bahnpolizei⸗ 
beamten ſind auf Präſentation der Bahnverwaltung bei den kompetenten Be⸗ 
hörden des betreffenden Staates zu verpflichten. 


Artikel X. 


Die Eiſenbahngeſellſchaft iſt verpflichtet, die von ihr . unteren 
Betriebsbeamten, insbeſondere die Bahnwärter, Weichenſteller, Perrondiener, 
Schaffner, Wiegemeiſter, Magazinaufſeher ꝛc., inſoweit nicht etwa das betreffende 
Amt eine tehniſche Vorbildung bedingt, vorzugsweiſe aus den Militäranwärtern, 
ſoweit dieſelben das 35. Lebensjahr nicht überſchritten haben, zu wählen und 
hierbei die Inſtruktionen zu befolgen, welche ihr die Militärverwaltung bezüglich 
der Ermittelung und Einberufung der Militäranwärter und bezüglich der ſtaat⸗ 
lichen Kontrole der für Militäranwärter beſtimmten Stellen ertheilen wird. 

Bei Beſetzung dieſer unteren Beamtenſtellen hat die Eiſenbahngeſellſchaft 
bei ſonſt 1 5 Qualifikation innerhalb des Gebietes eines jeden der kontra⸗ 
hirenden Staaten auf die Bewerbungen der Unterthanen deſſelben beſondere Rück⸗ 
ſicht zu nehmen. 

Die Angehörigen des einen Staats, welche im Gebiete des anderen Staats 
angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres 
Heimathlandes nicht aus, find aber den Geſetzen des Landes, in welchem fie an⸗ 
geſtellt ſind, unterworfen. 


Artikel XI. 


Die Beförderung von Truppen, Militäreffekten und ſonſtigen Armee⸗ 
bedürfniſſen hat nach denjenigen Normen und Sätzen ſtattzufinden, welche auf 
den Staatseiſenbahnen im Gebiete des früheren Norddeulſchen Bundes jeweilig 
Gültigkeit haben. Für Kriegsbeſchädigungen und Demolirungen der Bahn, 
mögen ſolche vom Feinde ausgehen oder im Intereſſe der Landesvertheidigung 
veranlaßt werden, kann die Eiſenbahngeſellſchaft oder deren Rechtsnachfolger einen 
Erſatz weder vom Königlich Preußiſchen oder Herzoglich Sachſen⸗Altenburgiſchen 
Staate noch vom Reiche beanſpruchen. 


Artikel XII. 


Die Verpflichtungen der Eiſenbahngeſellſchaft zu Leiſtungen für die Zwecke 
des Poſtdienſtes 75 — ſich nach den vom Reichskanzler hierüber erlaſſenen Be⸗ 
ſtimmungen vom 28. Mai 1879 (Centralblatt für das Deutſche Reich S. 380). 


Artikel XIII. 


Der Telegraphenverwaltung gegenüber liegen der Eiſenbahngeſellſchaft die⸗ 
jenigen e ob, welche für die Eiſenbahnen im Gebiete des an 
Norddeutſchen Bundes feftgeftellt find oder ſpäter für dieſelben feſtgeſtellt werden 
mögen. 
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Artikel XIV. 


Anderen Unternehmern bleibt ſowohl der Anſchluß an die Bahn mittelſt 
Zweigbahnen, als die Mitbenutzung der Bahn ganz oder theilweiſe gegen zu ver⸗ 
einbarende eventuell von den Hohen kontrahirenden Regierungen ſeſtuschende 
Fracht⸗ oder Bahngeldſätze vorbehalten. 


Artikel XV. 


Die Eee ift verpflichtet, den Betrieb ihrer Bahn der Ver⸗ 
waltung einer anſchließenden Bahn gegen Gewährung einer jährlichen Rente, 
welche der im Durchſchnitte der letzten 5 Jahre erzielten Reineinnahme gleich⸗ 
kommt und mindeſtens jährlich 43 Prozent ihres Anlagekapitals beträgt, zu über⸗ 
laſſen, falls die ara kontrahirenden Regierungen dieſe Betreebsüberlaſſung im 
öffentlichen Verkehrsintereſſe für erforderli erachten. 

Reineinnahme iſt diejenige Summe anzuſehen, um welche die Betriebs- 
Roheinnahme die in dem betreffenden Rechnungsjahre aufgewendeten Verwaltungs-, 
Unterhaltungs- und Betriebskoſten einschließlich der vorgeſchriebenen Rücklagen in 
den Erneuerungs⸗ und Reſervefonds, jedoch ausſchließlich der aus dieſen Fonds 
zu beſtreitenden Ausgaben, überſteigt. 


Artikel XVI. 


Sollten nach dem Ermeſſen der Hohen kontrahirenden Regierungen die 
Vorausſetzungen wegfallen, unter denen auf die Bahn bei ihrer Konzeſſionirung 
die Anwendung der Bahnordnung für Deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Be⸗ 
deutung für ſtatthaft erklärt iſt, ſo muß die Eiſenbahngeſellſchaft auf Erfordern 
der pe Ri kontrahirenden Regierungen ſich bereit finden laſſen, nach ihrer Wahl 
entweder ſelbſt die baulichen Einrichtungen und den Betrieb der Bahn nach Maß⸗ 

abe der für Halse des beſtehenden Beſtimmungen umzuändern, falls die 
ſnamziellen Verhältniſſe des Unternehmens ihr dieſe Umwandlung nach dem Er- 
meſſen der Hohen Kontrahenten geſtatten, oder zu dieſem Zwecke einem etwaigen 
anderen Unternehmer entweder das Eigenthum und den Betrieb der Bahn gegen 
Erſtattung des Anlagekapitals oder blos den Betrieb der Bahn gegen Gewährung 
der vorhin am Schluſſe des vorigen Artikels bezeichneten Rente abzutreten. 


Artikel XVII. 


Die Königlich Preußiſche Regierung behält Sich das Recht vor das Eigen⸗ 
thum der innerhalb Ihres Gebiets De Bahnſtrecke nebit allem beweglichen 


und unbeweglichen Zubehör nach Ablauf von 30 Jahren vom Tage der Betriebs⸗ 


eröffnung an gerechnet oder auch ſpäter nach einer in beiden Fällen mindeſtens 
ein Jahr vorher zu bewirkenden Ankündigung käuflich zu erwerben. 
Als Kaufpreis zahlt die Königlich Preußiſche Regierung. nach Ihrer Wahl 
entweder den 25fachen Betrag des ſteuerpflichtigen Reinerkrages, welcher im Durch⸗ 
ſchnitt der letzten der 5 vorhergegangenen 5 Betriebsjahre für die 
in Preußen belegene Strecke aufgekommen iſt, oder Sie erſetzt das auf dieſe 
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Strecke verwandte Anlagekapital. In beiden Fällen ſoll, inſofern zur Zeit der 
Erwerbung der Zuſtand der Bahn oder des Zubehörs gegen die urſprüngliche 
Anlage fie weſentlich verſchlechtert haben möchte, von dem zu . An⸗ 
lagekapital nach einem durch Sachverſtändige zu beſtimmenden Prozentſatze ein 
dem damaligen Zuſtande entſprechender Abzug gemacht werden. Zu dem vorbe⸗ 
zeichneten Zubehör gehört insbeſondere ein der Länge der in Preußen belegenen 
Strecke entſprechender Theil des vorhandenen Betriebsmaterials, ſowie das zur 
ee und zur Transportperwaltung dieſer Strecke gehörige Inven⸗ 
arium. 
Artikel XVIII. 

Für den Fall, daß die Königlich Preußiſche oder die Herzoglich Sachſen⸗ 
Altenburgiſche Regierung das Lagen des in dem betreffenden Staatsgebiete 
liegenden are der Bahn von ui a Croſſen erwerben follte, werden 
die Hohen kontrahirenden Regierungen Sich über die zur Beibehaltung eines 
ungeſtörten einheitlichen Betriebes auf der genannten Bahn erforderlichen Maß⸗ 
regeln verſtändigen. 


Artikel XIX. 


Dieſer Vertrag ſoll zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt und die 
Auswechſelung der darüber ausgefertigten Urkunden in Berlin bewirkt werden. 


So geſchehen Berlin, den 28. Juli 1879. 


(L. S.) Carl Siegmund Urſinus. 
(L. S.) Carl Friedrich Haſe. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratiftzirt worden und die Auswechſelung der Ra⸗ 
tifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


